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Kaum eine Gesetzesänderung hat so viel Unruhe erzeugt und wurde von solch einem großen Versprechen begleitet wie

die Reform der Grundsteuer. So erklärte der damalige Bundesfinanzminister und heutige Bundeskanzler Olaf Scholz am

23.5.2019: „Ich versichere Ihnen, dass es nicht zu einem höheren Steueraufkommen kommen wird.“ Wenn auch von An-

fang an Zweifel an dieser Aussage bestehen mussten, scheinen sich diese nun zu bewahrheiten. Im Hinblick auf die Tat-

sache, dass niemand auch nur annähernd die neuen Hebesätze der Kommunen vorhersagen konnte, war dies ein kühnes

Versprechen. Schon früh kamen Zweifel am sog. Bundesmodell auf. Die Typisierung der durchschnittlichen Miete, die dazu

führt, dass Bürger mit einer tatsächlich geringeren Miethöhe als die durchschnittliche Miete genauso viel Grundsteuer zah-

len müssen wie Bürger, bei denen die tatsächliche Miete der durchschnittlichen Miete entspricht oder gar höher ist, steht

in der Kritik. Dies zumal der Nachweis einer niedrigen Miete nicht vorgesehen ist. Auch der Rückgriff auf die Bodenricht-

werte der Gutachterausschüsse wird kritisiert, da diese von unterschiedlicher Qualität sein sollen. Die Zweifel am Bundes-

modell haben zu einer Flut an Einsprüchen gegen die Grundsteuerwertbescheide geführt, deren Abarbeitung noch nicht

beendet ist. Inzwischen hat die Grundsteuer auch die Finanzgerichte und den BFH erreicht. Während das FG Rheinland-

Pfalz Zweifel an der neuen Grundsteuer äußert, kommen das FG Köln und das FG Berlin-Brandenburg zum gegenteiligen

Ergebnis. Auch der BFH hat wohl offensichtlich ähnliche Zweifel wie das FG Rheinland-Pfalz. Es bestehen somit Bedenken,

„dass die Regelungen des Bewertungsgesetzes überhaupt geeignet seien, eine realitäts- und relationsgerechte Grund-

stücksbewertung zu erreichen“, so das FG Rheinland-Pfalz (vom 23.11.2023 – 4 V 1295/23 und 4 V 1429/23). Nun stehen

der Erlass und die Bekanntgabe der Grundsteuerbescheide bevor. Weiteres steuerliches Chaos, dieses Mal auf kommunaler

Ebene, ist vorprogrammiert.

Entscheidungen
BFH: Mitgliedsbeiträge für ein Fitnessstudio

sind keine außergewöhnlichen Belastungen

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom

21.11.2024 – VI R 1/23 entschieden, dass Auf-

wendungen für die Mitgliedschaft in einem Fit-

nessstudio grundsätzlich nicht als außerge-

wöhnliche Belastungen zu berücksichtigen sind.

Dies gilt auch dann, wenn die Teilnahme an ei-

nem dort angebotenen, ärztlich verordneten

Funktionstraining die Mitgliedschaft in dem Fit-

nessstudio voraussetzt.

Der Klägerin wurde ein Funktionstraining in

Form von Wassergymnastik ärztlich verordnet.

Derartige Trainings werden von verschiedenen

Betreibern, die entsprechend qualifiziertes Per-

sonal beschäftigen, angeboten. Die Klägerin ent-

schied sich für das Training bei einem Reha-Ver-

ein, der die Kurse in einem für sie verkehrsgüns-

tig gelegenen Fitnessstudio abhielt. Vorausset-

zung für die Kursteilnahme war neben dem

Kostenbeitrag für das Funktionstraining und der

Mitgliedschaft im Reha-Verein auch die Mit-

gliedschaft in dem Fitnessstudio. Letztere be-

rechtigte die Klägerin allerdings auch zur Nut-

zung des Schwimmbads und der Sauna, sowie

zur Teilnahme an weiteren Kursen. Die Kranken-

kasse erstattete lediglich die Kursgebühren für

das Funktionstraining. Als Krankheitskosten und

damit als außergewöhnliche Belastungen be-

rücksichtigte das Finanzamt nur die Mitglieds-

beiträge für den Reha-Verein. Einen Abzug der

Mitgliedsbeiträge für das Fitnessstudio als au-

ßergewöhnliche Belastung lehnten das Finanz-

amt und auch das Finanzgericht ab.

Der BFH hat die Vorentscheidung bestätigt.

Mitgliedsbeiträge für ein Fitnessstudio zählen

grundsätzlich nicht zu den als außergewöhnli-

che Belastungen anzuerkennenden zwangsläu-

fig entstandenen Krankheitskosten. Denn das

mit der Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio

einhergehende Leistungsangebot wird auch von

gesunden Menschen in Anspruch genommen,

um die Gesundheit zu erhalten, das Wohlbefin-

den zu steigern oder die Freizeit sinnvoll zu ge-

stalten.

Die Mitgliedsbeiträge sind der Klägerin auch

nicht deshalb zwangsläufig erwachsen, weil sie

dem Fitnessstudio als Mitglied beitreten musste,

um an dem ärztlich verordneten Funktionstrai-

ning teilnehmen zu können. Die Entscheidung,

das Funktionstraining in dem Fitnessstudio zu

absolvieren, ist in erster Linie Folge eines frei ge-

wählten Konsumverhaltens, das nach Auffas-

sung des BFH eine steuererhebliche Zwangsläu-

figkeit nicht begründen kann. Zudem steht dem

Abzug der Mitgliedsbeiträge der Umstand ent-

gegen, dass die Klägerin hierdurch die Möglich-

keit erhielt, auch weitere Leistungsangebote –

jenseits des medizinisch indizierten Funktions-

trainings – zu nutzen. Dies gilt auch dann, wenn

die Klägerin – wie von ihr vorgetragen – hiervon

keinen Gebrauch gemacht hat.

BFH, Urteil vom 21.11.2024 – VI R 1/23
(Quelle: PM BFH Nr. 005/25 vom 30.1.2025

FG Köln: Verfassungsrechtliche Zweifel am

EU-Energiekrisenbeitrag (sog. Übergewinn-

steuer)

An der Verfassungsmäßigkeit des EU-Energiekri-

senbeitrags bestehen ernstliche Zweifel. Dies hat

der 2. Senat des FG Köln mit seinem am

27.1.2025 veröffentlichten Beschluss vom

20.12.2024 entschieden (2 V 1597/24).

Die im Energie- und Raffineriebereich gewerblich

tätige Antragstellerin wendet sich im Rahmen ei-

nes anhängigen Klageverfahrens (2 K 1595/24)

vor dem FG Köln gegen die Festsetzung eines

EU-Energiekrisenbeitrags (sog. Übergewinnsteu-

er). Sie forderte zudem beim Antragsgegner,

demBundeszentralamt für Steuern (BZSt), bereits

vor der Entscheidung über die Klage die Rücker-

stattung des bezahlten EU-Energiekrisenbei-

trags. Es bestünden erhebliche Zweifel an der

Verfassungsmäßigkeit des EU-Energiekrisenbei-

tragsgesetzes. Das BZSt lehnte den Antrag ab

und verwies u. a. darauf, dass das Gesetz auf

rechtlich bindendem europäischen Recht beru-

he. Daraufhin begehrte die Antragstellerin auch

vorläufigen Rechtsschutz durch das FG Köln.

DiesengewährtedasFGKöln.DieRichterdes2.Se-

nats führten aus, dass schon aus europarechtli-

cher Sicht zweifelhaft sei, ob eine hinreichende

Rechtsgrundlage für den Erlass der EU-Verord-

nung zur Einführung des Energiekrisenbeitrags

bestehe.Diese Frage sei bereits Gegenstand eines

vom belgischen Verfassungsgerichtshof gestell-

ten Vorabentscheidungsersuchens beim Europä-

ischen Gerichtshof (EuGH) unter dem Aktenzei-

chen C-358/24. Darüber hinaus bestünden aber

auch Zweifel, ob der Energiekrisenbeitrag mit

demdeutschenGrundgesetz vereinbar sei, insbe-

sondere hinsichtlich der Gesetzgebungskompe-

tenz des Bundes, der Vereinbarkeit mit dem

GleichheitssatzgemäßArt. 3Abs. 1GGundderEi-

gentumsgarantiedesArt. 14Abs. 1GG.

Es könne offenbleiben, ob bei ernstlichen Zwei-

feln an der Verfassungsmäßigkeit einer Norm zu-

dem ein besonderes Aussetzungsinteresse vor-

liegen müsse. Denn eine Gefährdung der Haus-

haltsführung des Bundes durch die vorläufige
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